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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Bund und Gemeinden werden durch die Ausführung des Ge- 
setzes nicht mit Kosten belastet; die Belastung der Länder ist 
von nur geringer Bedeutung. 

Der Bundesrat hat in seiner 214. Sitzung am 5. Februar 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck.: Bonnnr Un.iversiit.äts-B>uchdruckere:i, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 ! 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 417) und des Dritten Gesetzes zur 
Aufhebung des Besatzungsrechts vom 23. Juli 1958 ; 
(Bundesgesetzbl. I S. 540) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird der Absatz 2 durch die folgenden 
Absätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Die Vorschriften über die Besteuerung j 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- An- ; 
hängern gelten, soweit nichts anderes bestimmt i 
ist, sinngemäß für die Besteuerung von Kenn- i 
Zeichen für Probe- und Überführungsfahrten. 

(3) Kraftfahrzeuge und Kraftfahzeug- Anhän- 
ger sind Fahrzeuge im Sinne dieses Gesetzes."' 

2. § 2 erhält die folgende Fassung: 

.§ 2 

Ausnahmen von der Besteuerung 

Von der Steuer befreit ist das Halten von j 

1. Fahrzeugen, die von den Vorschriften 
über das Zulassungsverfahren ausgenom- 
men sind? 

2. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich im 
Dienst der Bundeswehr, des Bundes- 
grenzschutzes, der Polizei oder des Zoll- 
grenzdienstes verwendet werden. Vor- 
aussetzung ist, daß die Fahrzeuge äußer- 
lich als für diese Zwecke bestimmt er- 
kennbar sind; 

3. Fahrzeugen, solange sie für den Bund, ein 
Land, eine Gemeinde, einen Gemeinde- 
verband oder einen Zweckverband zuge- 
lassen sind und ausschließlich zum 
Wegebau, zur Straßenreinigung, zur 
Müll- oder zur Fäkalienabfuhr verwendet 
werden. Voraussetzung ist, daß die Fahr- 
zeuge äußerlich als für diese Zwecke be- 
stimmt erkennbar sind? 

4. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich im 
Feuerwehrdienst, im Katastrophenschutz, 
für Zwecke des zivilen Luftschutzes, bei | 
Unglücksfällen oder zur Krankenbeförde- | 
rung verwendet werden. Voraussetzung | 
ist, daß die Fahrzeuge äußerlich als für j 
diese Zwecke bestimmt erkennbar sind, j 


Bei Fahrzeugen, die nicht für den Bund, 
ein Land, eine Gemeinde, einen Ge- 
meindeverband oder einen Zweckver- 
band zugelassen sind, ist außerdem Vor- 
aussetzung, daß sie nach ihrer Bauart und 
ihren besonderen, mit ihnen fest ver- 
bundenen Einrichtungen nur für die be- 
zeichneten Verwendungszwecke geeignet 
und bestimmt sind? 

5. Kraftomnibussen, die ausschließlich elek- 
trisch angetrieben werden und den Fahr- 
strom regelmäßig einer Fahrleitung ent- 
nehmen (Oberleitungsomnibusse), und 
von Kraftfahrzeug- Anhängern, die aus- 
schließlich hinter Oberleitungsomnibus- 
sen mitgeführt werden? 

6. Zugmaschinen, Sonderfahrzeugen und 
Anhängern hinter Zugmaschinen oder 
Sonderfahrzeugen, solange die Fahr- 
zeuge ausschließlich in land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betrieben verwendet 
werden, Als Sonderfahrzeuge gelten 
Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart oder 
ihren besonderen, mit ihnen fest verbun- 
denen Einrichtungen ausschließlich für 
die Verwendung in land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betrieben geeignet und be- 
stimmt sind; 

7. Fahrzeugen, die zugelassen sind 

a) für eine bei der Bundesrepublik 

Deutschland beglaubigte diploma- 
tische Vertretung eines außer- 

deutschen Staates, 

b) für Mitglieder der unter Buchstabe a 
bezeichneten diplomatischen Vertre- 
tungen oder für Personen, die zum Ge- 
schäftspersonal dieser Vertretungen 
gehören und der inländischen Ge- 
richtsbarkeit nicht unterliegen, 

c) für eine in der Bundesrepublik 

Deutschland zugelassene konsula- 
rische Vertretung eines außerdeut- 
schen Staates, wenn der Leiter der 
Vertretung Angehöriger des Ent- 
sendestaates ist und außerhalb seines 
Amtes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Erwerbstätigkeit ausübt, 

d) für einen in der Bundesrepublik 

Deutschland zugelassenen Konsular- 
vertreter (Generalkonsul, Konsul, 
Vizekonsul, Konsularagenten) oder 
für Personen, die zum Geschäftsper- 
sonal dieser Konsularvertreter gehö- 
ren, wenn sie Angehörige des Ent- 
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sendestaates sind und außerhalb ihres 
Amtes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Erwerbstätigkeit ausüben. 

Die Steuerbefreiung tritt nur ein, wenn 
Gegenseitigkeit gewährt wird; 

8. Fahrzeugen, die mit eigener Triebkraft 

in das Ausland ausgeführt werden sol- 
len und hierzu ein länglichrundes Kenn- 
zeichen erhalten. Die Steuerbefreiung 
gilt nur für die ersten zehn Tage nach 
Zuteilung des länglichrunden Kenn- 
zeichens, es sei denn, daß es sich um 
Personenkraftfahrzeuge mit weniger als | 
acht Sitzplätzen handelt, deren Halter 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- i 
enthalt nicht im Inland haben; | 

9. im ausländischen Zulassungsverfahren 
zugelassenen Personenkraftfahrzeugen, 
die zum vorübergehenden Aufenthalt in 
das Bundesgebiet gelangen, solange sie 
im Bundesgebiet frei von Eingangsab- 
gaben verwendet werden dürfen. Die 
Steuerbefreiung entfällt, wenn die Fahr- 
zeuge der entgeltlichen Beförderung von i 
Personen dienen oder von Inländern be- 
nutzt werden; 

10. im ausländischen Zulassungsverfahren 

zugelassenen Fahrzeugen, die aus dem 
Ausland zur Ausbesserung in das Bun- j 
gebiet gelangen und für die nach den 
Zollvorschriften ein Ausbessenmgsver- i 
kehr bewilligt wird; ! 

11. im ausländischen Zulassungsverfahren 
zugelassenen Fahrzeugen, solange sie 
öffentliche Straßen benutzen, die die ein- 
zige oder die gegebene Verbindung ' 
zwischen verschiedenen Orten des Aus- 
lands bilden und das Bundesgebiet auf 
kurze Strecken durchschneiden; 

12. Dienstfahrzeugen ausländischer Behör- 
den, die auf Dienstfahrten zum vorüber- 
gehenden Aufenthalt in das Grenzgebiet 
gelangen. Voraussetzung ist, daß Gegen- 
seitigkeit gewährt wird." 

3. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „von nicht 
mehr als 2400 Kubikzentimeter Hubraum" ge- 
strichen. 

4. In § 3 erhält der Absatz 3 die folgende Fassung: 

„(3) Wird ein Fahrzeug, für das eine Steuer- 
vergünstigung gewährt worden ist, mißbräuch- 
lich benutzt (Absatz 2), so ist die Steuerver- 
günstigung für die Zeit der mißbräuchlichen Be- 
nutzung, mindestens jedoch für die Dauer eines 
Monats, zu widerrufen." 

5. In den §§ 4 bis 9 und 12 werden die Worte 
„Kraftfahrzeug" und „Kraftfahrzeugschein" 
durch die Worte „Fahrzeug" und „Kraftfahr- 
zeug- oder Anhängerschein" ersetzt. 


6. In § 4 Abs. 1 erhält die Nummer 1 die folgende 
Fassung: 

„1. beim Halten eines Fahrzeugs, das im deut- 
schen Zulassungsverfahren zugelassen wor- 
den ist, 

a) regelmäßig die Person, für die das Fahr- 
zeug zugelassen ist, 

b) der Händler, wenn er das Fahrzeug 
zum Wiederverkauf erworben hat;". 

7. In § 11 wird der Absatz 4 durch die folgenden 
Absätze 4 und 5 ersetzt: 

„(4) Für Fahrzeuge, die im ausländischen Zu- 
lassungsverfahren zugelassen sind, beträgt die 
Steuer, wenn sie tageweise entrichtet wird, für 
jeden ganz oder teilweise im Bundesgebiet zu- 
gebrachten Kalendertag 

1. bei Zwei- und Dreirad- 

kraftfahrzeugen (ausge- 
nommen Zugmaschinen) 
sowie bei Personen- 
kraftwagen 1, — DM, 

2. bei allen anderen Fahr- 
zeugen 3, — DM. 

(5) Bei der Zuteilung eines Kennzeichens 
für Probe- und überführungsi'^ahrten beträgt die 


Steuer 

1. 

für Kennzeichen, die nur 
für Krafträder auf die 
Dauer eines Kalender- 



jahres gelten. 

90,— DM, 

2. 

für andere Kennzeichen, 
die auf die Dauer eines 



Kalenderjahres gelten. 

375,— DM, 

3. 

für Kennzeichen, die für 
bestimmte Probe- oder 
Überführungsfahrten auf 
die Dauer bis zu fünf- 
zehn Tagen gelten, täg- 



lich 

1,50 DM." 

In § 12 

a) erhält 

der bisherige Wortlaut 

die Absatz- 

bezeichnung 1, 



b) wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Das Finanzamt darf anordnen, daß 
die Steuer später zu entrichten ist. Die Zah- 
lungsfrist soll zwei Wochen nicht überstei- 
gen." 

9. In § 13 

a) wird in Absatz 2 der folgende Satz ange- 

„Ein Wechsel des Entrichtungszeitraums ist 
nur zulässig, wenn die Änderung spätestens 
einen Monat vor Fälligkeit der neu zu ent- 
richtenden Steuer beantragt wird.", 

b) wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Steuer darf bei Fahrzeugen, die 
im ausländischen Zulassungsverfahren zu- 
gelassen sind und zum vorübergehenden 
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Aufenthalt in das Bundesgebiet gelangen, 
für einen Aufenthalt bis zu sechzig Tagen 
auch tageweise entrichtet werden. Die Tage 
des Aufenthalts im Bundesgebiet brauchen 
nicht unmittelbar aufeinander zu folgen. Die 
Steuer darf außerdem tageweise entrichtet 
werden, wenn ein Kennzeichen für Probe- 
und Überführungsfahrten für einen Zeit- 
raum bis zu fünfzehn Tagen zugeteilt wird.", 

c) erhalten die Absätze 3, 4 und 5 die Absatz- 
bezeichnungen 4, 5 und 6, 

d) wird im neuen Absatz 5 der Satz angefügt: 
„Absatz 3 bleibt unberührt." 

10. §§ 14 und 15 werden gestrichen. 

11. § 16 erhält folgende Fassung: 

.§ 16 

Erstattung der Steuer 

(1) Endet die Steuerpflicht vor Ablauf der 

Zeit, für die die Steuer entrichtet ist, so wird 
für jeden vollen Monat, der nach dem Tag der I 
Beendigung der Steuerpflicht liegt, ein Betrag 
in Höhe von einem Zwölftel der Jahressteuer 
erstattet. In jedem Fall werden mindestens fünf 
Deutsche Mark einbehalten. I 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
von Absatz 1 abweichende Bestimmungen tref- 
fen, soweit dies in den Fällen des § 8 zur Ver- 
meidung einer mehrfachen Besteuerung erfor- 
derlich ist." 

12. § 17 erhält folgende Fassung: 

.§ 17 

Erstmalige Besteuerung 

Die zuständige Verwaltungsbehörde darf den 
Kraftfahrzeugschein oder den Anhängerschein 
erst aushändigen, wenn der, für den das Fahr- 
zeug zugelassen werden soll, nach weist, daß 
den Vorschriften über die Kraftfahrzeugsteuer 
genügt ist. Die obersten Finanzbehörden der 
Länder bestimmen, wie dieser Nachweis zu I 
führen ist." 

13. § 18 erhält die folgende Fassung: ' 

.§ 18 

Zwangsabmeldung 1 

Ist die Steuer nicht entrichtet worden, so hat ! 
die Zulassungsbehörde auf Antrag des Finanz- : 
amts den Kraftfahrzeugschein oder den Anhän- | 
gerschein einzuziehen, etwa ausgestellte An- , 
hängerverzeichnisse zu berichtigen und den 
Dienststempel auf dem Kennzeichen zu entfer- 
nen (Zwangsabmeldung). Die Zulassungsbe- 
hörde kann die Zwangsabmeldung durch die 
Polizei vornehmen lassen. Die Polizei ist ver- i 
pflichtet, dem Ersuchen der Zulassungsbehörde ; 
zu entsprechen." | 
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14. Der folgende neue § 19 wird angefügt; 

.§ 19 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverord- 
nungen zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der in diesem 
Gesetz verwendeten Begriffe, 

2. die Abgrenzung der Steuerpflicht so- 
wie den Umfang der Ausnahmen von 
der Besteuerung und der Steuer- 
ermäßigungen, soweit dies zur Wah- 
rung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung und zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten in Härtefällen erfor- 
derlich ist, 

3. die Zuständigkeit der Finanzämter 
und den Umfang der Besteuerungs- 
grundlagen, 

4. das Besteuerungsverfahren, insbeson- 
dere die Berechnung der Steuer und 
die Änderung von Steuerfestsetzun- 
gen, sowie die von den Steuerpflich- 
tigen zu erfüllenden Pflichten und die 
Beistandspflicht Dritter, 

5. Art und Zeit der Steuerentrichtung. 
Dabei darf abweichend von § 13 
Abs. 1 und 2 bestimmt werden, daß 
die Steuer auch tageweise entrichtet 
werden darf, soweit hierdurch ein 
Fahrzeughalter mit mehreren Fahr- 
zeugen für seine sämtlichen Fahr- 
zeuge einen einheitlichen Fälligkeits- 
tag erreichen will, 

6. die Erstattung der Steuer. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungs- 
verordnung in der jeweils geltenden Fassung 
mit neuem Datum, unter neuer Überschrift und 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen. 
Dabei dürfen Unstimmigkeiten des Wortlauts 
beseitigt und die in der Durchführungsverord- 
nung vorgesehenen Vordruckmuster geändert 
werden." 


Artikel 2 

Soweit Kraftfahrzeugsteuer vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes festgesetzt und entrichtet worden ist, 
werden Unterschiedsbeträge, die sich nach diesem 
Gesetz ergeben, weder erhoben noch erstattet. 


Artikel 3 

Die §§ 34, 35, 41, 42, 45 und 50 bis 53 der Durch- 
führungsverordnung zum Kraftfahrzeugsteuergesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Juli 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 423) sowie die Verord- 
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nung über die Befreiung von Arbeitsmaschinen von 
der Kraftfahrzeugsteuer vom 21. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 1140) werden aufgehoben. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnun- 
gen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


(2) Artikel I Nr. 2 des Gesetzes des Landes Ber- 
lin zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
vom 3. August 1950 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin I S. 379) bleibt unberührt. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf seine 
Verkündung folgenden zweiten Kalendermonats in 
Kraft. Soweit die Landesfinanzbehörden zur Ver- 
einfachung der Verwaltung schon zu einem frühe- 
ren Zeitpunkt von der Ausstellung von Kraftfahr- 
zeugsteuerkarten abgesehen haben, hat es dabei 
sein Bewenden. 


Begründung 


Im allgemeinen 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraft- j 
fahrzeugsteuergesetzes (KraftStG) dient in erster 
Linie der Beseitigung der Vorschriften über die 
Steuerkarte. Diese Maßnahme in Verbindung mit 
den im Entwurf vorgesehenen Ermächtigungen soll 
es ermöglichen, im Wege der Rechtsverordnung ein 
neues Besteuerungsverfahren einzuführen, bei dem 
— zumindest für deutsche Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeug- Anhänger — an Stelle der Steuer- 
karten mit ihrer jährlichen, halbjährlichen, viertel- 
jährlichen oder monatlichen Geltungsdauer nur ein ; 
Steuerbescheid für die gesamte Dauer der Steuer- 
pflicht erteilt werden soll. Die Einführung derartiger ' 
Verfahren in mehreren Ländern der Bundesrepublik 
hat zu erheblichen Vereinfachungen sowohl für die ^ 
Steuerschuldner als auch für die Finanzbehörden 
geführt, so daß es gerechtfertigt erscheint, die zu- 
nächst nur versuchsweise erlassenen Anordnungen 
der Landesfinanzbehörden durch Rechtsnormen zu 
ersetzen. Damit soll zugleich dem Umstand Rech- i 
nung getragen werden, daß die Kraftfahrzeug- 
steuerkarte ihrer ursprünglichen Bestimmung, als 
ständig mitzuführendes Legitimationspapier zu die- j 
nen, nicht mehr genügen kann. Dies beruht darauf, ' 
daß zwar nach geltendem Recht ein Kraftfahrzeug 
ohne die Steuerkarte oder die ihr gleichzuachtende 
Bescheinigung über die Steuerbefreiung nicht be- 
nutzt werden darf (§ 17 KraftStG), daß jedoch ein 
Verstoß gegen diese Vorschrift seit der Änderung 
des § 413 der Reichsabgabenordnung durch das Ge- 
setz zur Änderung von Vorschriften des Dritten 
Teiles der Reichsabgabenordnung vom 11. Mai 1956 
(BGBl. I S. 418) nicht mehr geahndet werden kann, j 
Damit ist die jedem Führer eines Kraftfahrzeugs ' 
auferlegte Verpflichtung, die Steuerkarte unterwegs 
stets bei sich zu führen, unwirksam geworden. 

Neben den Gesetzesänderungen, die unmittelbar oder j 
mittelbar mit der Abschaffung der Steuerkarte zu- | 
sammenhängen, enthält der Entwurf insbesondere 
eine Neufassung der Befreiungsvorschriften, die die 1 
Veränderung der Verhältnisse berücksichtigt. Dabei ' 
sind aus systematischen Gründen eine Anzahl von | 


Vergünstigungen einbezogen worden, die bisher im 
Verordnungswege geregelt waren. Darüber hinaus 
sollen auch andere materiellrechtliche Vorschriften 
aus der Durchführungsverordnung in das Kraftfahr- 
zeugsteuergesetz selbst übernommen und, soweit er- 
forderlich, den heutigen Verhältnissen angepaßt 
werden. 

Insgesamt gesehen dient der Entwurf im wesent- 
lichen der Vereinfachung und Straffung des Kraft- 
fahrzeugsteuerrechts. Dagegen sind die materiellen 
Auswirkungen der vorgesehenen Änderungen für 
den Steuerzahler — ausgenommen Bundeswehr 
Bundesgrenzschutz, Polizei und Zollgrenzdienst — 
kaum von Bedeutung. 


Im einzelnen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 und 5 

Durch das Dritte Gesetz zur Aufhebung des Besat- 
zungsrechts vom 23. Juli 1958 (BGBl. I S. 540) sind 
die Tatbestände, die der Kraftfahrzeugsteuer unter- 
liegen, neugefaßt worden. Dieser Änderung des 
§ 1 Abs. 1 KraftStG sollen nunmehr die anderen 
Vorschriften des Kraftfahrzeugsteuergesetzes, die 
unmittelbar nur die Besteuerung von Kraftfahr- 
zeugen regeln, dadurch angepaßt werden, daß 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger künf- 
tig nebeneinander genannt werden. Für die Be- 
steuerung von Kennzeichen für Probe- und über- 
führungsfahrten soll es aus Zweckmäßigkeitsgrün- 
den bei der bisherigen Regelung verbleiben, daß 
nämlich die Vorschriften über die Besteuerung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- Anhängern sinn- 
gemäß gelten. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Neufassung des § 2 KraftStG entspricht sachlich 
im wesentlichen dem geltenden Recht. Soweit nichts 
anderes bestimmt ist, gelten die Befreiungsvor- 
schriften für alle Fahrzeuge, so daß auf die bishe- 
rige Befreiungsvorschrift für Anhänger, die aus- 
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schließlich hinter steuerbefreiten Kraftfahrzeugen 
für deren Zwecke mitgeführt werden (§ 2 Nr. 6 
KraftStG) verzichtet werden kann. 

Nach der neuen Nummer 1 soll künftig das Halten 
aller Fahrzeuge, die von den Vorschriften über 
das Zulassungsverfahren ausgenommen sind, von 
der Kraftfahrzeugsteuer befreit sein. Diese Fahr- 
zeuge, die in § 18 Abs. 2 der Straßenverkehrs- 
Zulassungsordnung näher bezeichnet sind, fallen 
zum großen Teil schon jetzt unter eine der Befrei- 
ungsvorschriften des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
oder unter die Verordnung über die Befreiung von 
Arbeitsmaschinen von der Kraftfahrzeugsteuer vom 
21. Dezember 1936 (RGBl I S. 1140). Im übrigen 
ist die steuerliche Erfassung zulassungsfreier Fahr- 
zeuge mit einem erheblichen, durch das erzielbare 
Steueraufkommen kaum gerechtfertigten Verwal- 
tungsaufwand verbunden, weil die im Kraftfahr- 
zeugsteuergesetz vorgesehene Mitwirkung der Zu- 
lassungsbehörden in der Regel nicht praktisch 
werden kann. Diese Schwierigkeiten sollen durch 
die neue Befreiungsvorschrift beseitigt werden. 
Damit werden zugleich die bisher möglichen Un- 
gleichmäßigkeiten der Besteuerung für die Zukunft 
ausgeschlossen. 

Die in Nummer 2 vorgesehene Steuerbefreiung für 
Fahrzeuge der Bundeswehr, des Bundesgrenzschut- 
zes, der Polizei und des Zollgrenzdienstes ist aus 
dem geltenden Recht mit der Maßgabe übernommen 
worden, daß sie grundsätzlich auch auf die bisher 
nicht begünstigten Personenkraftfahrzeuge mit we- 
niger als acht Sitzplätzen anwendbar sein soll. 
Andererseits soll künftig bei allen Fahrzeugen 
Voraussetzung sein, daß sie äußerlich als für die 
im Gesetz bezeichneten Zwecke bestimmt erkennbar 
sind. 

In Nummer 3 sind Befreiungsvorschriften aus § 2 
Nr. 1 und 4 KraftStG zusammengefaßt worden. 
Auch bei den hier genannten Fahrzeugen von Ge- 
bietskörperschaften soll die Steuerbefreiung zur 
Wahrung der Gleichmäßigkeit künftig nur unter der 
Voraussetzung eintreten, daß die Fahrzeuge äußer- 
lich als für die bezeichneten Zwecke — den Wege- 
bau, die Straßenreinigung oder die Müll- und Fä- 
kalienabfuhr — bestimmt, erkennbar sind. Die 
Steuerbefreiung für Müll- und Fäkalienfahrzeuge, die 
bisher nur für Anhänger gilt, soll jedoch nicht mehr 
davon abhängig sein, daß es sich um Spezialfahr- 
zeuge handeln muß. Eine Benachteiligung der klei- 
nen Gemeinden, die zur Beschaffung der oft teuren 
Spezialfahrzeuge nicht in der Lage sind, wird damit 
für die Zukunft vermieden. 

Die übrigen Befreiungsvorschriften des § 2 .Nr, 1 
KraftStG sind in die neue Nummer 4 übernommen 
worden, die zugleich die in § 34 der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Kraftfahrzeugsteuergesetz 
(KraftStDV) enthaltene Vorschrift über den Steuer- 
ererlaß für Feuerwehr- und Krankenfahrzeuge pri- 
vater Eigentümer ersetzen soll. Den Fahrzeugen, 
die ausschließlich im Feuerwehrdienst oder zur 
Krankenbeförderung verwendet werden, sollen 
künftig die ausschließlich im Katastrophenschutz, 
für Zwecke des zivilen Luftschutzes oder bei Un- 
glücksfällen verwendeten Fahrzeuge gleichstehen. 


I Die äußerliche Erkennbarkeit soll wie bei den in 
! den Nummern 2 und 3 bezeichneten Fahrzeugen 
' auch hier Voraussetzung für die Steuerbefreiung 
j sein. Bei den nicht für inländische Gebietskörper- 
schaften zugelassenen Fahrzeugen soll darüber hin- 
' aus die Steuerbefreiung der bisherigen Regelung 
; entsprechend auf Spezialfahrzeuge beschränkt wer- 
den. 

Die Steuerbefreiung für Oberleitungsomnibusse und 
die ausschließlich hinter ihnen mitgeführten Anhän- 
ger in Nummer. 5 entspricht sachlich dem geltenden 
Recht. 

Die Nummer 6 dehnt die Steuerbefreiung zugunsten 
der Land- und Forstwirtschaft, die nach gelten- 
dem Recht (§ 2 Nr. 5 KraftStG) auf Zugmaschinen 
und Anhänger hinter Zugmaschinen beschränkt ist, 
auf Sonderfahrzeuge und Anhänger hinter Sonder- 
fahrzeugen aus. Dies erscheint geboten, weil der- 
artige Sonderfahrzeuge der Rationalisierung der 
Landwirtschaft dienen. In Betracht kommen z. B. 
Melkwagen, die mit Milchtanks versehen sind und 
deshalb nicht als zulassungs- und steuerfreie Ar- 
beitsmaschinen anerkannt werden können. 

Für Fahrzeuge, die für diplomatische oder konsula- 
rische Vertretungen außerdeutscher Staaten oder für 
deren Angehörige zugelassen sind, kann die Kraft- 
fahrzeugsteuer nach § 35 KraftStDV erlassen wer- 
den. Diese Vorschrift soll durch die neue Nummer 7 
ersetzt und gleichzeitig dem § 4 Nr. 8 des Versiche- 
rungssteuergesetzes, der den gleichen Personen- 
kreis betrifft, angepaßt werden. 

Die Vorschrift der Nummer 8 tritt an die Stelle 
des § 41 KraftStDV. Während jedoch bisher die 
Steuer nur für die Dauer der überführungsfahrt 
nicht erhoben wurde und bei längerem Inlandsauf- 
enthalt vom Tage der Zulassung ab nachzuerheben 
war, soll die neue Befreiungsvorschrift allgemein 
für die ersten zehn Tage nach Zuteilung des in der 
Verordnung über internationalen Kraftfahrzeugver- 
kehr vorgeschriebenen länglichrunden Kennzeichens 
gelten. Dieser Zeitraum von zehn Tagen hat sich 
in der Praxis als ausreichend für eine überfüh- 
rungsfahrt erwiesen. Darüber hinaus sollen die 
Ausländer, die in der Bundesrepublik ein Personen- 
kraftfahrzeug mit weniger als acht Sitzplätzen er- 
werben, für die gesamte Gültigkeitsdauer des ihnen 
zugeteilten länglichrunden Kennzeichens steuerfrei 
' bleiben. Diese Fahrzeughalter — es handelt sich 
insbesondere um ausländische Touristen — sollen 
damit den Personen gleichgestellt werden, die aus 
dem Ausland mit dort zugelassenen Personenkraft- 
fahrzeugen in das Bundesgebiet einreisen und hier 
nach der neuen Nummer 9 für eine bestimmte Zeit 
kraftfahrzeugsteuerfrei bleiben. Die zuletzt ge- 
nannte Vorschrift ist dem Artikel 2 des Abkom- 
mens vom 18. Mai 1956 über die Besteuerung von 
Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im in- 
ternationalen Verkehr angepaßt worden. Auf den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu diesem Abkommen — BR-Druck- 
sache 285/59, BT-Dfucksache 1330 — darf Bezug 
genommen werden. 
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Die Nummern 10, 11 und 12 sind ohne wesentliche 
Änderungen aus den §§ 51, 52 und 53 KraftStDV 
übernommen worden. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 und 4 

Die in § 3 Abs. 1 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
getroffene Regelung, nach der Körperbehinderten 
unter bestimmten Voraussetzungen die Kraftfahr- 
zeugsteuer erlassen werden kann, gilt zur Zeit nur 
für Personenkraftfahrzeuge mit nicht mehr als 2400 
Kubikzentimeter Hubraum. Diese Grenze soll ge- 
strichen werden, weil zahlreiche Körperbehinderte 
— z. B. Beinamputierte — auf ein großräumiges 
Fahrzeug angewiesen sind. 

Die Neufassung des § 3 Abs. 3 KraftStG ergibt sich 
aus der vorgesehenen Abschaffung der Kraftfahr- 
zeugsteuerkarte. Aus Gründen der Gleichmäßigkeit 
soll künftig die mißbräuchliche Benutzung im Sinne 
dieser Vorschrift ebenso behandelt werden wie die 
mißbräuchliche Benutzung eines steuerbefreiten 
Fahrzeugs. Demgemäß ist vorgesehen, daß die 
Steuer in derartigen Fällen nur für die Dauer der 
mißbräuchlichen Benutzung — mindestens für einen 
Monat — zu erheben ist. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 

Aus § 27 Abs. 3 letzter Satz der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung ergibt sich, daß Händler, die 
ein zugelassenes Fahrzeug zum Wiederverkauf er- 
werben, nicht verpflichtet sind, die Zulassung des 
Fahrzeugs auf ihren Namen zu beantragen. Da es 
unbillig wäre, den Veräußerer weiterhin als Steuer- 
schuldner zu behandeln, soll für derartige Fälle der 
Händler zum Steuerschuldner erklärt werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 7 

Mit der hier vorgesehenen Änderung des § 11 
KraftStG soll der besondere Tarif, der für außer- 
deutsche Fahrzeuge bei tageweiser Versteuerung 
gilt, aus § 45 KraftStDV in das Gesetz selbst über- 
nommen werden. Der Tagessteuersatz soll fürZwei- 
und DTeiradkraftfahrzeuge — statt bisher 0,75 DM — 
und für Personenkraftwagen * — statt bisher 1,50 DM 
— künftig einheitlich 1 DM betragen. Die ge- 
ringfügige Steuererhöhung für Zwei- und Drei- 
radfahrzeuge, die der Vereinfachung dient, ist ver- 
tretbar, weil sie unter Berücksichtigung des § 2 
Nr. 9 in der Fassung dieses Entwurfs nur solche 
Fahrzeuge trifft, die der endgeltlichen Personenbe- 
förderung oder der Güterbeförderung dienen. Die 
Anhebung des Steuersatzes für alle anderen Fahr- 
zeuge von 1,50 DM auf 3 DM je Kalendertag ist 
schon im Hinblick auf die durch das Verkehrs- 
finanzgesetz 1955 eingetretene Erhöhung der Kraft- 
fahrzeugsteuer für die nach dem Gesamtgewicht 
besteuerten deutschen Fahrzeuge gerechtfertigt. 

Hinsichtlich der Steuersätze für die Zuteilung von 
Kennzeichen für Probe- und Überführungsfahrten 
trägt die Neufassung des § 11 Abs. 5 (bisher Ab- 
satz 4) dem Umstand Rechnung, daß durch das Ver- 
kehrsfinanzgesetz 1955 eine gleichmäßige steuer- 


liche Belastung der Lastkraftwagen usw. einerseits 
und der Anhänger andererseits eingeführt worden 
ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die Ergänzung des § 12 KraftStG, der die Fälligkeit 
der Steuer regelt, soll es einerseits ermöglichen, den 
Steuerpflichtigen die in manchen Fällen weiten 
Wege zwischen der Zulassungsbehörde und dem 
Finanzamt zu ersparen. Dies ist insbesondere dann 
von Bedeutung, wenn das Finanzamt und die Zu- 
lassungsbehörde sich in verschiedenen Gemeinden 
befinden. Andererseits soll die vorgesehene Er- 
gänzung es den mit geeigneten Lochkartenmaschi- 
nen ausgestatteten Finanzämtern ermöglichen, auch 
die in Aussicht genommenen Steuerbescheide ma- 
schinell zu fertigen, ohne daß dadurch den Steuer- 
pflichtigen eine ungebührliche Wartezeit zugemu- 
tet wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Die unter Buchstabe a vorgesehene Ergänzung des 
§ 13 Abs. 2 KraftStG ist aus Zweckmäßigkeitsgrün- 
den aus § 14, der gestrichen werden soll, übernom- 
men worden. 

Buchstabe b sieht einen neuen Absatz 3 vor, der, 
soweit die tageweise Besteuerung außer deutscher 
Fahrzeuge in Betracht kommt, dem § 42 Abs. 2 Nr. 
2 KraftStDV entspricht. Die entsprechende Vor- 
schrift über die tageweise Entrichtung der Steuer 
bei der Zuteilung von Kennzeichen für Probe- und 
Überführungsfahrten ist aus Gründen der Systema- 
tik neu aufgenommen worden. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Mit der Streichung der §§ 14 und 15 KraftStG sol- 
len die Steuerkarten und die Bescheinigungen über 
die Steuerbefreiung beseitigt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Erstattung 
der Kraftfahrzeugsteuer sollen grundsätzlich unver- 
ändert bleiben. Abgesehen von der Änderung des 
§ 16 Abs. 1 KraftStG, die sich aus der Abschaffung 
der Steuerkarte unmittelbar ergibt, soll jedoch die 
Erstattung nicht mehr von einem Antrag des Er- 
stattungsberechtigten abhängig gemacht, sondern 
von Amts wegen durchgeführt werden. Der neue 
Absatz 2 des § 16 beruht auf der Erwägung, daß bei 
einem Wechsel des Steuerschuldners eine mehr- 
fache Erfassung des gleichen Besteuerungszeitraums 
vermieden werden muß. Diese neue Vorschrift ent- 
spricht sachlich dem bisherigen § 14 Abs. 3 

KraftStG, wonach für derartige Fälle eine Umschrei- 
bung der Steuerkarte zulässig war. Eine entspre- 
chende Erstattungsmöglichkeit auch für die bisher 
in § 14 Abs. 4 und 5 KraftStG geregelten Fälle zu 
schaffen, besteht nach den Erfahrungen der Praxis 
keine Veranlassung. 

Die bisherigen Absätze 2 bis 5 des § 16 sind ent- 
behrlich, weil insoweit die einschlägigen Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung ausreichen. 
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Zu Artikel 1 Nr. 12 


Die Vorschriften des bisherigen § 17 KraftStG sind, 
wiie bereits im Allgemeinen Teil dargelegt, als über- 
holt anzusehen. Der neue § 17 entspricht sachlich 
dem bisherigen § 18 Abs. 1 KraftStG. Der Nachweis, 
daß den Vorschriften über die Kraftfahrzeugsteuer 
genügt ist, war bisher ausschließlich durch Vorle- 
gung der Steuerkarte oder der Bescheinigung über 
die Steuerfreiheit zu erbringen. Da diese Möglich- 
keit mit der Abschaffung der Steuerkarte entfällt, 
muß der Nachweis künftig in anderer Form geführt 
werden. Näheres sollen die obersten Finanzbehör- 
den der Länder bestimmen, da eine gesetzliche 
Regelung unter Umständen einer Vereinfachung der 
Verwaltung hinderlich sein würde. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

Die Zwangsabmeldung, die schon im Kraftfahrzeug- 
steuergesetz vom 8. April 1922 (RGBl. I S. 396) vor- 
gesehen war, hat sich als einfaches und wirksames 
Mittel zur Sicherung des Kraftfahrzeugsteuerauf- 
kommens bewährt und soll deshalb beibehalten 
werden. Der Entwurf sieht jedoch ergänzend vor, 
daß künftig die Polizei verpflichtet sein soll, bei der 
Zwangs abmeldung mitzuwirken. Dieser Verpflich- 
tung bedurfte es bei der Schaffung der bisherigen 
Vorschriften nicht, weil seiner Zeit die Zulassungs- 
stellen Teile der Polizeiverwaltung waren. Die Auf- 
gabe, bei der Zwangsabmeldung mitzuwirken, ist des- 
halb für die Polizei nicht neu. Die Polizei hat in der 
Praxis auch bisher den Mitwirkungsersuchen der 
nach 1945 von ihr getrennten Zulassungsbehörden 
regelmäßige Folge geleistet, soweit dem nicht die 
neugeschaffenen Polizeiaufgabengesetze der Länder 
entgegenstehen. Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die 
Zwangsabmeldung ihren Zweck als wichtigstes — 
wenn auch letztes — Mittel zur Sicherung des Kraft- 
fahrzeugsteueraufkommens nur erfüllt, wenn sie 
schnell durchgeführt wird, ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß auf die Mitwirkung der Poli- 
zei nicht verzichtet werden kann, weil nur sie in der 
Lage ist, die Zwangsabmeldungen mit der gebotenen 
Schnelligkeit durchzuführen. Eine schleppende Durch- 
führung der Zwangsabmeldungen würde voraus- 
sichtlich zur Folge haben, daß die Zahl der Fälle, 
in denen zu diesem letzten Mittel gegriffen werden 
muß, sprunghaft ansteigt. Das sollte aber unter 
allen Umständen vermieden werden. In geringerem 
Umfang ist eine Zunahme der Zwangsabmeldungs- 
verfahren ohnehin zu befürchten, weil es durch den 


Wegfall der Kraftfahrzeugsteuerkarte als Legitima- 
tionspapier künftig nicht mehr möglich sein wird, 

! bei polizeilichen Verkehrskontrollen auch die Ein- 
haltung der kraftfahrzeugsteuerlichen Verpflich- 
tungen zu überwachen. Auch der Ausfall dieser 
Überwachungsmöglichkeit läßt es angezeigt er- 
scheinen, für die Zukunft eine Straffung des 
Zwangsabmeldungsverfahren anzustreben. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Der neue § 19 KraftStG enthält die Ermächtigungen, 
die von der Bundesregierung für erforderlich ge- 
halten werden, um das Durchführungsrecht den 
Änderungen des Gesetzes und den veränderten 
Verhältnissen anzupassen. 

Zu Artikel 2 

Der vorgesehene Ausschluß von Nachforderungen 
und Erstattungen soll der Vereinfachung dienen, 
i Die in Betracht kommenden Steuerbeträge werden 
j in der Regel nur gering sein. 

Zu Artikel 3 

Die hier genannten Vorschriften sind durch die 
! in Artikel 1 vorgesehenen Gesetzesänderungen ent- 
I behrlich geworden und können deshalb aufgehoben 
j werden. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. Durch 
Absatz 2, der dem Abschnitt IX Artikel 2 Abs. 2 
Nr. 2 Satz 2 des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 ent- 
spricht, soll sichergestellt werden, daß die im Land 
Berlin bestehende Steuerfreiheit der Kraftfahrzeug- 
Anhänger auch weiterhin aufrechterhalten werden 
kann. 

Zu Artikel 5 

Das Inkrafttreten des Gesetzes soll so weit hinaus- 
geschoben werden, daß die Umstellung auf die 
neuen Vorschriften, insbesondere auf das steuer- 
kartenlose Erhebungsverfahren, ohne Schwierig- 
keiten durchgeführt werden kann. 

In einzelnen Ländern ist das neue Erhebungsver- 
fahren auf Drängen der Öffentlichkeit schon weit- 
gehend eingeführt worden. 
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